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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
ein Bundesgesetz über die Beschleunigung 

des Ausbaus von Anlagen zur Erzeugung 
von Energie aus erneuerbaren Quellen, deren 
Speicherung und Verteilung (Erneuerbaren 

Ausbau-Beschleunigungsgesetz - EABG)  
erlassen sowie das Erneuerbaren-Ausbau- 
Gesetz geändert wird, 

Begutachtung; 
Stellungnahme 
zu GZ: 2025-0.634.428  

  

 

Zu dem mit Schreiben vom 9. September 2025 übermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes wird wie 

folgt Stellung genommen: 

 

I. Generelle Anmerkungen 

 

Der vorgelegte Entwurf des Erneuerbaren-Ausbau-Beschleunigungsgesetzes (EABG) berührt zahl-

reiche verschiedene Interessen wie z.B. Energiepolitik und -wirtschaft, Erneuerbaren Wende, Natur-

schutz, Raumplanung, Netzinfrastrukturausbau, Versorgungssicherheit, Volkswirtschaft und Wett-

bewerb. Die unterschiedlichen Interessen müssen sorgfältig abgewogen werden. Die finanziellen 

Auswirkungen sind ebenfalls ein Schlüsselkriterium. 

 

1. Prinzip „Energieeffizienz an erster Stelle“ 

 

Hingewiesen wird, dass die Umsetzung des Prinzips „Energieeffizienz an erster Stelle“ einen wesent-

lichen Grundpfeiler des Unionsrechts darstellt. Es ist von großer Bedeutung, dass diesem Prinzip im 

innerstaatlichen Recht ausreichend Bedeutung beigemessen wird, zumal eine Erneuerbaren Wende 

nur funktionieren kann, wenn der Energieverbrauch reduziert wird. Es darf insbesondere auf Art. 15 

Abs. 1 1. UAbs. der RL (EU) 2023/2413 (im Folgenden „RED III“ genannt) und Art. 3 der RL (EU) 

2023/1791 (im Folgenden „EED III“ genannt) hingewiesen werden, wonach unter anderem sicherzu-

stellen ist, dass einzelstaatliche Vorschriften für die Genehmigungs-, Zertifizierungs- und Zulas-

sungsverfahren, die auf Anlagen zur Produktion von Elektrizität, Wärme angewandt werden, zur 

Umsetzung des Prinzips „Energieeffizienz an erster Stelle“ (energy efficiency first) beitragen. Anla-

gen (insbesondere auch H2-Anlagen), bei denen im Prozess Abwärme anfällt, dürfen nur dann ge-
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nehmigt und deren Verfahren beschleunigt werden, wenn die Abwärmenutzung dauerhaft gesichert 

ist. Die RED III bezieht sich an mehreren Stellen auf dieses Prinzip und in Verbindung mit den Vorga-

ben der EED III und der VO (EU) 2018/1999 (im Folgenden „Governance-Verordnung“ genannt) ist 

klar, dass es sich hier um ein horizontales Prinzip handelt. 

 

Der vorgeschlagene Entwurf berücksichtigt dieses wichtige Prinzip nicht. 

 

2. Unbestimmter Anwendungsbereich 

 

Durch die im Entwurf vorgeschlagenen Regelungen entstehen aufgrund von Abgrenzungsfragen 

erhebliche Rechtsunsicherheiten. Die Anordnung, dass verfahrensrechtliche Regelungen der Mate-

riengesetze nicht zur Anwendung kommen, führt zu schwer zu überblickenden materiellen Deroga-

tionen von Vorschriften, die sowohl für die Projektwerber*innen als auch für die vollziehenden Be-

hörden die Feststellung der (eigenen) (Un-)Zuständigkeit, der anwendbaren Verfahrensbestimmun-

gen und der geltenden Entscheidungsfristen zur herausfordernden Denksportaufgabe machen. 

Materielles Recht und Verfahrensrecht lassen sich dabei oft nicht genau voneinander trennen, so-

dass Lücken in der Umsetzung des materiellen Rechts entstehen könnten. Hier sind insbesondere 

zum konzentrierten Verfahren und dem zentralen Begriff des „Vorhabens der Energiewende“ jeden-

falls Nachbesserungen und detailliertere Erläuterungen notwendig. Die Abgrenzungen des Anwen-

dungsbereichs in Bezug auf Bau- und Gewerberecht sollte jedenfalls auf Gesetzesebene erfolgen. 

Auf die jeweiligen Anmerkungen und Vorschläge zu den jeweiligen Detailbestimmungen wird an 

dieser Stelle verwiesen. 

 

3. Verschiebung der Bestimmungen zum Integrierten österreichischen Netzinfrastrukturplan 

(NIP) 

 

Es ist unklar, warum eine Verschiebung der Bestimmungen des 9. Teils des Erneuerbaren-Ausbau-

Gesetzes (EAG), BGBl. I Nr. 150/2021 i.d.F. BGBl. I Nr. 18/2025, zum NIP in das EABG erfolgen soll. 

Die Erläuterungen geben lediglich Aufschluss, dass die Bestimmungen übersiedelt und im Zuge des-

sen nachgeschärft werden sollen, nicht jedoch, warum dies geschehen soll. Eine entsprechende Be-

gründung sollte jedenfalls in den Erläuterungen ergänzt werden. Da die Bestimmungen zu den Net-

zinfrastrukturplänen zudem auch als begleitende Maßnahme nach der Governance-Verordnung 

auszurichten sind, sollte dies in § 3 (Umsetzung und Durchführung von Unionsrecht) erkenntlich 

gemacht werden. 

 

4. Geothermie, Wasserstoff und Carbon Capture and Storage (CCS) 

 

Ein erheblicher Anteil des österreichischen Primärenergieverbrauchs entstammt der Wärmeversor-

gung. Tiefengeothermie ist einer der Schlüssel zur nachhaltigen Wärmewende in Österreich. Das 

EABG könnte hier in verfahrensrechtlicher Hinsicht Abhilfe schaffen. Betont wird aber in diesem 

Zusammenhang auch, dass flankierend dazu auch die materiellrechtlichen Voraussetzungen für die 

rasche Förderung der Tiefengeothermie wie insbesondere durch Anpassung des Mineralrohstoffge-

setzes (MinroG) und des Wasserrechtsgesetzes 1959 (WRG 1959) geschaffen werden müssen. Das 

Fehlen von konkreten materiellrechtlichen Bestimmungen kann das EABG nicht abdecken, daher 

sollte der Bund in seinem Zuständigkeitsbereich raschestmöglich handeln. 
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Es sollte in diesem Zusammenhang geprüft werden, ob die in § 27 Abs. 2 beschriebenen, beschleu-

nigten wasserrechtlichen Verfahren auch für Tiefengeothermieanlagen vorgesehen werden müss-

ten. Da diese Anlagen anderwärtig nicht nutzbare Wasservorkommen in über einem Kilometer Tiefe 

betreffen, sind die derzeit bestehenden langwierigen Verfahren fachlich nicht rechtfertigbar, ein 

erhebliches Hindernis für energie- und klimapolitische Zielsetzungen und klar im Widerspruch zum 

überragenden öffentlichen Interesse, die Wärmeversorgung zu dekarbonisieren. 

 

Darüber hinaus sollte geprüft werden, ob Anlagen zur Abscheidung, zum Transport und zur Speiche-

rung von CO₂ im Rahmen des EABG erfasst sein sollten. Sie ermöglichen die Reduktion unvermeid-

barer Emissionen in Industrie und Energieerzeugung und schaffen die Grundlage für negative Emis-

sionen. Damit tragen sie wesentlich zur Erreichung der Klimaziele bei. 

 

Geprüft werden sollte zudem, inwieweit flankierend zum EABG weitere Bestimmungen zur Forcie-

rung des erneuerbaren Wasserstoffs und der dazugehörenden Infrastruktur notwendig sind. 

 

II. Umsetzung der RL (EU) 2018/2001 idF RL (EU) 2024/1711 und finanzielle Auswirkungen durch 

Überfüllung/ Verwaltungsaufwand 

 

„Vorhaben der Energiewende“ sollen nach dem Zweck dieser Richtlinie und des Entwurfs beschleu-

nigt durchgeführt werden. Art. 288 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

(AEUV) lautet: „Die Richtlinie ist für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird, hinsichtlich des zu 

erreichenden Ziels verbindlich, überlässt jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form und 

der Mittel.“ Im Rahmen der doppelten Bindung des Gesetzgebers bei der Umsetzung von EU-

Richtlinien hat der Mitgliedstaat einen Spielraum, wie die Richtlinie umzusetzen ist. 

 

Die RED III enthält im Gesetzestext keine wörtliche Vorgabe zur Verfahrenskonzentration. Dennoch 

erscheint es grundsätzlich so, dass eine Verfahrenskonzentration ein geeignetes Mittel für die Ver-

fahrensbeschleunigung (= Zweck der EU-Richtlinie) sein kann. In dem Zusammenhang wird aber 

auch festgehalten, dass eine Unterscheidung zwischen voll- und teilkonzentrierten Verfahren im 

Hinblick auf die Beschleunigung nicht nachvollziehbar ist und teilkonzentrierte Verfahren viel weni-

ger dem Zweck der Beschleunigung dienen können (wenn überhaupt). 

 

Bezüglich der Trassenfreihalteverordnungen lässt sich dem Richtlinien-Text zumindest an einer Stel-

le eine Kann-Bestimmung entnehmen (Art. 15e RED III). Diese Kann-Bestimmung wird in dem vorge-

legten Entwurf mittels Hat-Bestimmungen umgesetzt. Wie bereits erwähnt, bestehen zahlreiche 

rechtliche Unsicherheiten im Anwendungsbereich des vorgeschlagenen Gesetzesvorhabens, wes-

halb auch die Abschätzung der finanziellen Auswirkungen mit Unsicherheiten belastet ist. 

 

Aufgrund des vorgeschlagenen Gesetzesvorhabens ist aber jedenfalls mit einem finanziellen Mehr-

aufwand für Wien zu rechnen (siehe dazu die Ausführungen in der Wirkungsorientierten Folgenab-

schätzung - WFA/Vorblatt). Grundsätzlich ist anzunehmen, dass es primär zu einer Verlagerung der 

Verfahren von den bisher betrauten Stellen zu anderen Stellen kommen würde. Die vom EABG er-

fassten Verfahren werden mit wenigen Ausnahmen in Wien grundsätzlich schon derzeit geführt. 

Konzentrierte Verfahren sind für die verfahrensführende Behörde jedenfalls aufwändiger, sodass ein 

behördenseitiger Mehraufwand insbesondere aus Koordinierungstätigkeiten erwachsen dürfte. 
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An dieser Stelle darf nicht unerwähnt bleiben, dass durch die im EABG geplante Vollkonzentration - 

in Einzelfällen - auch Genehmigungsverfahren nach dem Wiener Baumschutzgesetz (Entfernungs-

bewilligung) und dem ArbeitnehmerInnenschutzgesetz (ASchG) (Arbeitsstättenbewilligungen) be-

troffen sein werden: Bei Energiewendevorhaben von öffentlichem Interesse kommt etwa der Entfer-

nungstatbestand des § 4 Abs. 1 Z 5 Wiener Baumschutzgesetz in Betracht. Hinsichtlich nichtgewerb-

licher Arbeitsstätten (z.B. bei Elektrizitätserzeugungsanlagen) ist unter Umständen eine Arbeitsstät-

tenbewilligung nach dem ASchG erforderlich. Mitunter sind auch Fälle von Energiewendevorhaben 

(z.B. PV-Anlagen) in Bädern im Sinne des Bäderhygienegesetzes denkbar. 

 

Für das Land Wien ergibt sich ein geschätzter jährlicher Aufwand in Höhe von gerundet 451.000 

Euro (gemäß der WFA vier Vollbeschäftigtenäquivalente - VBÄ). Aufgrund der oben angeführten 

bestehenden rechtlichen Unsicherheiten wäre zusätzlich mit einem geschätzten Aufwand in Höhe 

eines VBA zu rechnen; das ergäbe in Summe einen Mehraufwand von gerundet 564.000 Euro. 

 

Im Bereich der Berichtspflichten sollte jedenfalls auf Konsistenz zu den vielen bestehenden Berichts-

pflichten nach den einschlägigen Materiengesetzen und der Governance-Verordnung geachtet 

werden und Synergien wo möglich unter Beachtung der verfassungsrechtlichen Grundsätze 

„Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit“ genutzt werden. Dies erscheint mit dem vor-

liegenden Entwurf noch nicht gelungen.  

 

III. Artikel 1 – Bundesgesetz über die Beschleunigung des Ausbaus von Anlagen zur Erzeugung von 

Energie aus erneuerbaren Quellen, deren Speicherung und Verteilung (Erneuerbaren- Ausbau-

Beschleunigungsgesetz - EABG) 

 

Zu § 1 (Kompetenzgrundlage und Vollziehung): 

 

Die vorgeschlagene Kompetenzdeckungsklausel hat zur Folge, dass die Gesetzgebungskompetenz 

der Bundesländer, und zwar über das Elektrizitätswesen hinaus, beschränkt wird. Beispielsweise ist 

das Raumordnungsrecht zu erwähnen, welches nach Art 15 des Bundes-Verfassungsgesetzes (B-VG) 

Ländersache ist. Damit wird auch in die Energieraumplanung der Bundesländer eingegriffen. Auch 

der Naturschutz obliegt den Bundesländern (Art. 15 B-VG). 

 

Auf den Beschluss der Landeshauptleutekonferenz zur „Reformpartnerschaft Österreich“, der am 

6. Juni 2025 gefasst wurde, wird an dieser Stelle hingewiesen, insbesondere zu den Punkten 2. „Ver-

fassungs- und Verwaltungsbereinigung“ und 3. „Energie“. 

 

Abweichend von diesem Beschluss führt die Formulierung der Kompetenzdeckungsklausel neuerlich 

zu einer Kompetenzverschiebung Richtung Bund. Außerhalb der Ergebnisse der Reformpartner-

schaft sind vorgezogene Kompetenzverschiebungen abzulehnen. Auch inhaltlich ist die Kompetenz-

verschiebung zum Bund aus mehreren sachlichen Gründen zu kritisieren: Der Begutachtungsentwurf 

ignoriert regionale Unterschiede bzw. lokale Besonderheiten. Als Beispiel für regionale Unterschiede 

ist auf die (unstrittigen) Unterschiede, die zwischen einem urbanen Ballungsraum und den klassi-

schen ländlichen Gebieten im Zusammenhang mit dem Ausbau der Erneuerbaren Energien beste-

hen, hinzuweisen. Vorgeschlagen wird, dass Vertreter*innen des Bundesministeriums und der Bun-

desländer den Gestaltungsspielraum der Bundesländer gemeinsam im Detail ausarbeiten und das 

Ergebnis in Form einer Grundsatzbestimmung gesetzlich verankert wird. 
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Hingewiesen wird, dass sich für den Kompetenztatbestand „Elektrizitätswesen“ die Grundsatz- bzw. 

Ausführungskompetenz direkt aus Art. 12 Abs. 1 Z 2 B-VG ergibt. Fraglich ist daher die Konstruktion 

des vorgeschlagenen § 1 Abs. 2. Im Übrigen ergibt sich für das Land Wien ein eingeschränkter Hand-

lungsbereich im Bereich der Ausführungsgesetzgebung. Im Ergebnis würde das Land Wien verfas-

sungsrechtlich zu Ausführungsgesetzgebungen im Bereich der Trassenkorridore verpflichtet wer-

den, die tatsächlich nicht möglich sein könnten. Es wäre daher die verfassungsrechtliche Verpflich-

tung dahingehend zu prüfen, ob sie für alle ausführenden Länder gleich gelten kann. 

 

Das Land Wien lehnt daher die vorgeschlagene Kompetenzdeckungsklausel des § 1 ab. 

 

Zu § 2 (Anwendungsbereich): 

 

Angeregt wird, das Verhältnis zwischen dem vorgeschlagenen Entwurf und der Verordnung zu Net-

to-Null-Technologien, VO (EU) 2024/1735, (im Folgenden „NZIA“ genannt), zumindest in den Erläu-

terungen klarzustellen oder aber - sollte sich der Anwendungsbereich beider Rechtsakte tatsächlich 

überschneiden - eine explizite Ausnahme für Anlagen vorzusehen, die von der NZIA erfasst sind. 

 

Abs. 3: 

 

Der Entwurf regelt, dass Luft/Wasser-Wärmepumpen vom Anwendungsbereich des EABG ausge-

nommen sind, sofern diese nicht der Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994) unterliegen. In § 26 Abs. 2 

und Anhang 1 sind Regelungen für Luft/Wasser-Wärmepumpen vorgesehen. Es sollte geprüft wer-

den, ob eine Ausnahme dieser Anlagenart bedeuten würde, dass eine landesrechtliche Umsetzung 

der Verfahrensvorschriften der RED III (insbesondere des Art 16e Abs. 1) für Luft/Wasser-

Wärmepumpen erforderlich wäre. Zudem scheint fraglich, wie mit anderen Materiengesetzen ab-

seits der GewO 1994 (etwa dem Abfallwirtschaftsgesetz 2002) verfahren werden soll, die eine ähnli-

che Konstellation auslösen würden. 

 

Zu § 4 (Ziele): 

 

Es sollte geprüft werden, ob die zum Teil durch die Bestimmungen des Entwurfs berührte Auswei-

sung von Beschleunigungsgebieten, analog zu den Flächen für die Errichtung und den Betrieb von 

elektrischen Leitungsanlagen, in die Zielsetzungen des Gesetzes mitaufgenommen werden sollte. 

Zusätzlich hat sich Österreich zum Ziel gesetzt, bis 2040 Klimaneutralität zu erreichen. Diese Zielset-

zung sollte in allen Gesetzgebungen, die zu dieser strategischen Ausrichtung beitragen, festgehalten 

werden, inklusive dem EABG. 

 

Zu § 5 (Begriffsbestimmungen): 

 

Z 11: 

 

Hier ist vorgesehen, dass es zu „geringfügigen standortbezogenen Abweichungen“ von bis zu 20 m 

kommen kann. Die Beschleunigungsgebiete sind - entsprechend den Vorgaben der RED III - vor ih-

rer Ausweisung einer Strategischen Umweltprüfung und allenfalls einer Naturverträglichkeitsprü-

fung zu unterziehen. Diese Prüfungen dienen als Begründung, warum in den nachgelagerten Bewil-

ligungsverfahren weitgehend auf eine Naturschutzprüfung verzichtet wird. Die Prüfung und Aus-

weisung der Beschleunigungsgebiete haben anhand konkret festgelegter Grenzen zu erfolgen. Die-
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se Bestimmung ist aus Sicht des Artenschutzes kritisch zu sehen, weil die verkürzten Verfahrensbe-

stimmungen (Screening) durch diese Bestimmung auch auf ungeprüfte Flächen außerhalb von Be-

schleunigungsgebieten zur Anwendung kommen. Zudem liegt die Ausweisung der Beschleuni-

gungsgebiete in der Zuständigkeit der Bundesländer. Die Bestimmung, dass es zu geringfügigen 

standortbezogenen Abweichungen von bis zu 20 m kommen kann, sollte daher entfallen. 

 

Z 17: 

 

Es wird festgehalten, dass die Parteistellung nach der Bauordnung für Wien (BO für Wien) weit en-

ger gezogen wird als der hier vorgesehene Nachbarbegriff. So sind im Wesentlichen nur Grundei-

gentümer*innen benachbarter Liegenschaften Parteien. Mit einer solchen Regelung wird das Mit-

spracherecht der Nachbar*innen stark erweitert, was auch zu einer Verzögerung der Verfahren füh-

ren könnte. 

 

Z 30: 

 

Da dem EABG mit dieser Begriffsbestimmung von „Vorhaben der Energiewende“ und abweichend 

vom bisherigen System des Anlagenrechts - offensichtlich ein uneinheitlicher Vorhabensbegriff zu-

grunde gelegt wird, ist fraglich, wie betriebsanlagenrechtlich vorzugehen ist, wenn lediglich Teile der 

Betriebsanlage einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht nach dem EABG unterliegen. Das in den 

Erläuterungen angeführte Beispiel einer „Badehütte“ legt nahe, dass bei gemischten Anlagen das 

Vorhaben „Betriebsanlage“ in zwei verschiedene Vorhaben zu trennen ist, nämlich in ein Projekt „Be-

triebsanlage“ und ein Projekt „Energiewendevorhaben“. 

 

Mit den folgenden Fallbeispielen soll veranschaulicht werden, wie unklar in solchen Fällen die 

Rechtslage nach dem EABG ist:  

 

1. Eine PV-Anlage soll auf einer bestehenden Betriebsanlage errichtet werden (z.B. am Dach 

einer Industriehalle außerhalb einer Sicherheitszone). Die PV-Anlage ist nach dem EABG be-

willigungsfrei (Anhang 1 Z 7 Spalte 3). Die PV-Anlage blendet jedoch Anrainer*innen in un-

zumutbarer oder sogar gesundheitsgefährdender Weise oder gefährdet die Sicherheit des 

Verkehrs durch Blendung. Die Frage ist, ob § 360 GewO 1994 zur Anwendung kommt oder 

diese Bestimmung durch die Bewilligungsfreistellung durch das EABG überlagert wird. 

 

2. Gegenstand eines Betriebsanlagenverfahrens ist auch die Mitgenehmigung einer 

Luft/Wasser-Wärmepumpe zur Beheizung und Erzeugung von Warmwasser eines Gewer-

bebetriebs (z.B. bei Neuerrichtung einer KFZ - Werkstätte). Hier ist ebenfalls fraglich, wie mit 

dem „Vorhaben der Energiewende“ im Sinne des EABG umzugehen ist: 

 

a. Durch den im Gesetz vorgesehenen uneinheitlichen Vorhabensbegriff müsste das Be-

triebsanlagenverfahren für die KFZ-Werkstätte - jedoch ohne Wärmepumpe - außer-

halb des EABG geführt werden. 

b. Die bewilligungspflichtige Luft/Wasser-Wärmepumpe müsste dann – der Logik in den 

Erläuterungen folgend - im Rahmen eines konzentrierten EABG-Verfahrens geführt 

werden, wobei fraglich ist, ob in diesem Verfahren dann auch die Bestimmungen der 

GewO 1994 mitzukonzentrieren sind. In diesem Fall wird durch das EABG ein zusätzli-

ches Bewilligungsverfahren geschaffen, wodurch – entgegen der Zielsetzung des Ge-
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setzes - ein zusätzlicher bürokratischer Aufwand geschaffen wird. Nach der bisherigen 

Rechtslage würde die Wärmepumpe schlichtweg als Teil der Betriebsanlage im Rahmen 

des Betriebsanlagenverfahrens nach der GewO 1994 mitgeprüft und genehmigt. 

 

3. Gegenstand des Betriebsanlagenverfahrens kann auch ausschließlich der Austausch der 

Gasheizung durch eine Luft/Wasserpumpe sein. Da es sich bei einer Wärmepumpe ebenfalls 

um ein „Vorhaben der Energiewende“ im Sinne des EABG handelt und für den Fall, dass die-

ses gemäß Anhang 1 Z 13 Spalte 3 EABG bewilligungsfrei wäre, stellt sich die Frage, ob die 

Betriebsanlagenbehörde diese Anlage auch nicht mehr etwa in Form von Auflagen (regel-

mäßige Wartung, Elektrobefunde etc.) regulieren darf. 

 

In Hinblick auf die vorliegende Definition der Vorhaben der Energiewende ist grundsätzlich fraglich, 

welche Bauwerke in welchem Ausmaß vom Anlagenbegriff des EABG mitumfasst sind. Insbesondere 

hinsichtlich der neu zur Errichtung gelangenden, baulichen Kubaturen ist der Anlagenbegriff nur 

schwer vom Gebäudebegriff der BO für Wien abzugrenzen. 

 

Zu § 6 (Konzentration und Zuständigkeit): 

 

Durch § 6 wird die Konzentration aller Genehmigungsverfahren bei einer zuständigen Behörde an-

geordnet (one-stop-shop). Es ist jedoch fraglich was gelten soll, wenn für ein Vorhaben der Ener-

giewende nur ein einziges Materiengesetz anwendbar ist. Sofern diesfalls trotzdem eine Konzentra-

tion bei der zuständigen Behörde vorgesehen ist, wäre in der Systematik des § 13 Abs. 6 die Aufnah-

me einer weiteren Ausschlussoption zu prüfen, da ohnehin nur eine, nämlich die eigentliche Materi-

enbehörde, zuständig wäre und das one-stop-shop-Prinzip somit bereits erfüllt wäre. 

 

Abs. 1: 

 

Die Ausschaltung der Amtsparteien, insbesondere der Umweltanwaltschaften, im vereinfachten Ver-

fahren erscheint sachlich nicht gerechtfertigt. 

 

Abs. 4: 

 

Der Vorschlag differenziert die Verfahrensarten und sieht entgegen der Intention des EABG ein teil-

konzentriertes Verfahren für bestimmte wasserrechtliche Vorhaben vor, was aus verfassungsrechtli-

cher Sicht bedenklich erscheint, zumal sachlich nicht nachvollziehbar ist, warum derartige Abwei-

chungen geschaffen werden sollen. 

 

Zu § 7 iVm. § 23: (Zentrale elektronische Kundmachungsplattform / Zustellung per Edikt): 

 

Die gesetzliche Regelung, wonach Schriftstücke und Bescheide 14 Tage nach Kundmachung als zu-

gestellt gelten, stellt einen bedeutsamen verfahrensrechtlichen Mechanismus dar. Da Schriftstücke 

auch gegenüber jenen als zugestellt gelten, die sich bisher nicht oder nicht fristgerecht am Verfah-

ren beteiligt haben, trägt die Bestimmung wesentlich zur Rechtssicherheit bei und beschleunigt das 

Verfahren. Dadurch wird sichergestellt, dass Verfahren nicht durch verspätete Parteienvorbringen 

verzögert werden können und nicht vorgebrachte Einwände präkludiert sind. 
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Abs. 1: 

 

Der letzte Halbsatz lautet: „… sobald sowohl auf der zentralen elektronischen Kundmachungsplatt-

form als auch auf der Homepage der Behörde die Daten aufgenommen sind.“ Eine bloße „Aufnah-

me“ auf der Website der Behörde bzw. der zentralen elektronischen Kundmachungsplattform könn-

te dazu führen, dass die Daten im Hintergrund bereits zum Abruf vorbereitet („aufgenommen”) wur-

den, aber eben noch nicht (durch Dritte) abrufbar sind. Im Hinblick auf die zentrale Wirkung der 

Kundmachung wird sohin klarstellend vorgeschlagen, das Wort „aufgenommen“ durch das Wort 

„abrufbar“ zu ersetzen. 

 

Es sollte zudem korrekterweise von „Website“ und nicht von „Homepage“ gesprochen werden. Diese 

Begrifflichkeiten wären durchgehend anzupassen. 

 

Abs. 2: 

 

Vorhaben der Energiewende werden üblicherweise bereits vor Einleitung von Genehmigungsverfah-

ren in den betroffenen Gemeinden kommuniziert und präsentiert. Dies um die Anrainer*innen ent-

sprechend zu informieren und die Akzeptanz für die Projekte zu steigern. Vorhaben der Energie-

wende sind somit in der Regel bereits vor Einleitung der Bezug habenden Verfahren bekannt, wes-

halb der Mehrwert einer erneuten Veröffentlichung in der Gemeindezeitung nicht erkennbar ist. 

Eine zusätzliche Veröffentlichung in einer physisch erscheinenden Gemeindezeitung, die z.B. in län-

geren Intervallen (z.B. quartalsweise) erscheint, wird als nicht zweckmäßig und ungeeignet gesehen, 

um das angesprochene Ziel - zeitnahe Information der Öffentlichkeit - zu erreichen. Diese Bestim-

mung erhöht unter Umständen lediglich den Verwaltungsaufwand sowie die Verfahrenskosten, 

weshalb vorgeschlagen wird, sie ersatzlos zu streichen. Die elektronische Kundmachung über das 

Rechtsinformationssystem (RIS) ist bereits das zentrale, rechtsverbindliche und bundesweit zugäng-

liche Medium, das eine einheitliche und transparente Information aller betroffenen Parteien gewähr-

leistet. 

 

Abs. 3: 

 

Ein zusätzlicher, dauerhaft kundzumachender Hinweis auf die Kundmachungsformen gemäß Abs. 1 

auf der Amtstafel der Behörde erscheint entbehrlich. Wenngleich die offenkundige Zielsetzung der 

Kund*innenfreundlichkeit wesentlich ist, so ist die Art der Kundmachung gesetzlich explizit gere-

gelt. Es erscheint nicht zielführend, ausdrückliche gesetzliche Regelungen - dauerhaft - auf Amtsta-

feln zu wiederholen. 

 

Zu § 8 (Vorarbeiten): 

 

In Abs. 2 ist insbesondere im Hinblick auf Bodenuntersuchungen (Bodenschürfe, Bohrungen etc.) 

nicht nur sicherzustellen, dass Arbeiten nicht nur „mit tunlichster Schonung und Ermöglichung des 

bestimmungsgemäßen Gebrauches der betroffenen Grundstücke vorzunehmen“ sind, sondern auch 

unter Berücksichtigung von Rechten Dritter (etwa für Ver- und Entsorgungsleitungen). Die Partei-

stellung oder zumindest ein Anhörungsrecht zugunsten der Grundeigentümer*innen wäre zu prüfen. 

 

In Abs. 5 wäre zu prüfen, ob eine Korrektur der Begrifflichkeit erforderlich ist:  
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„Der Antragsteller hat unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 3 den Grundstückseigentümer oder 

die an den Grundstücken dinglich Berechtigten mindestens zwei Wochen vorher vom beabsichtigen 

Beginn der Vorarbeiten (erg.: statt Bauarbeiten) in Kenntnis zu setzen.“ 

 

Zu § 10 (Screening-Verfahren): 

 

Abs. 1 Z 3: 

 

Es ist zu prüfen, ob es durch das „Vorhaben der Energiewende“ im Beschleunigungsgebiet trotz Ein-

haltung der Minderungsmaßnahmen zu erheblichen unvorhergesehenen nachteiligen Umweltaus-

wirkungen kommen kann. In § 5 Z 29 wird definiert, dass „unvorhergesehene Umweltauswirkungen“ 

solche sind, die in der strategischen Umweltprüfung zum jeweiligen Beschleunigungsgebiet noch 

nicht berücksichtigt wurden. Aus den Erläuterungen geht nicht klar hervor, was der Gesetzgeber 

unter „erheblich“ versteht. Ein Anwendungsfall könnte sein, wenn etwa Arten nachträglich in ein 

Beschleunigungsgebiet einwandern. Grundsätzlich darf es in Beschleunigungsgebieten zu keiner 

Verletzung der Verbote gemäß Artikel 12 Absatz 1 der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 92/43/EWG 

und Artikel 5 der Vogelschutz-Richtlinie 2009/147/EWG kommen (vgl. Art 15c Abs. 1 b RED III). Der 

Begriff „erheblich“ ist daher entsprechend diesen Zielsetzungen näher zu definieren. 

 

Abs. 4: 

 

Gemäß dieser Bestimmung sind, wenn erhebliche unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkun-

gen festgestellt werden, zuerst zusätzliche Auflagen vorzuschreiben. Wenn diese unverhältnismäßig 

erscheinen, ist eine Ausgleichszahlung für Artenschutzprogramme vorzuschreiben. In der RED III 

sind Ausgleichszahlungen nicht zwingend vorgegeben, sondern nur als fakultative Möglichkeit und 

nur für Photovoltaik- und Windkraftanlagen vorgesehen. Hier sind Ausgleichszahlungen für sämtli-

che Anlagenarten vorgesehen. Aus Sicht des Natur- und Artenschutzes wird die Möglichkeit von 

Ausgleichszahlungen abgelehnt, weil es effektiver ist, geschützte und streng geschützte Tier- und 

Pflanzenarten in ihrem Lebensraum oder zumindest in entsprechenden Ausgleichsflächen zu erhal-

ten. Im Übrigen würde diese Bestimmung den Vorgaben der Fauna-Flora-Habitat Richtlinie wider-

sprechen, weshalb die Möglichkeit, Ausgleichszahlungen vorzuschreiben, gestrichen werden sollte. 

 

Abs. 7: 

 

Gemäß dieser Bestimmung gilt für Vorhaben in Beschleunigungsgebieten, die außerhalb von schutz-

würdigen Gebieten der Kategorie A bis C des Anhang 2 des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 

2000 (UVP-G 2000) liegen, die Vermutung, dass diese Vorhaben voraussichtlich keine erheblichen 

unvorhergesehenen nachteiligen Umweltauswirkungen haben werden. Daher ist das Vorliegen von 

erheblichen unvorhergesehenen nachteiligen Umweltauswirkungen (Abs. 1 Z 3) gar nicht mehr zu 

prüfen und es sind von Projektwerber*innen auch keine Unterlagen zu den Umweltauswirkungen 

der beantragten Anlage (Abs. 2 Z 3) mehr vorzulegen. Grundsätzlich ist festzuhalten, dass Beschleu-

nigungsgebiete nicht in Europaschutzgebieten oder nationalen Schutzgebieten ausgewiesen wer-

den sollen (vgl. Art. 15c Abs. 1 lit a ii RED III). Daher entfällt durch die Bestimmung des § 10 Abs. 7 das 

Kernstück des Screening-Verfahrens, nämlich die Überprüfung, ob die Annahmen aus der Strategi-

schen Umweltprüfung (SUP) noch vorliegen, in einem Großteil der Beschleunigungsgebiete. Eine 

solche Einschränkung des Screening-Verfahrens ist in der RED III nicht enthalten und läuft dem Ziel 

der RED III, einem beschleunigten - aber naturverträglichen Ausbau von erneuerbarer Energie, zuwi-
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der. Geschützte und streng geschützte Tier- und Pflanzenarten können im gesamten Staatsgebiet 

vorkommen, weshalb diese Bestimmung vor allem aus Sicht des Artenschutzes kritisch gesehen wird. 

Die Bestimmung wäre daher zu streichen. 

 

Abs. 8: 

 

Gemäß dieser Bestimmung erlässt der Bundesminister für Wirtschaft, Energie und Tourismus im Ein-

vernehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regi-

onen und Wasserwirtschaft, eine Verordnung mit näheren Kriterien für die Vorschreibung von Aus-

gleichszahlungen für Artenschutzprogramme, insbesondere über deren Höhe und Verwendung. Mit 

Verweis auf die Ausführungen zu § 10 Abs. 4 wird diese Bestimmung aus Sicht des Natur- und Arten-

schutzes abgelehnt und wäre daher zu streichen. 

 

Zu § 13 (Genehmigungs- und Anzeigepflicht): 

 

Anhand dieser Bestimmung werden die Unsicherheiten im Anwendungsbereich deutlich sichtbar, 

wenn unklar ist, in welchem Verhältnis diese Regelungen zu bestehenden Materiengesetzen (etwa 

der GewO 1994) stehen, die diese Vorhaben bisher geregelt haben, und die auch auf die Teile der 

Betriebsanlage anwendbar sein dürften, die nicht dem EABG unterliegen. Im Besonderen erscheint 

nicht klar geregelt, ob Vorhaben der Energiewende im Sinne der Spalte 3 des Anhangs 1 gänzlich 

genehmigungsfrei gestellt sind oder in diesen Fällen eine Beurteilung nach den eigentlich verdräng-

ten Materiengesetzen wieder erforderlich wird. 

 

Abs. 6: 

 

Diese Bestimmung erscheint unklar und missverständlich formuliert und lässt etwa Fragen offen, 

was unter „maßgeblich“ zu verstehen ist und auf welche Verwaltungsvorschrift sich diese Regelung 

beziehen soll. Es ist fraglich, wie mit Vorhaben umzugehen ist, die zwar nach einem oder mehreren 

Materiengesetzen bewilligungspflichtig sind, nach dem EABG aber bewilligungsfrei gestellt werden. 

Hier wird nur für den umgekehrten Fall eine explizite Regelung geschaffen. 

 

Abs. 7: 

 

Diese Bestimmung eröffnet es jedem*r Inhaber*in, für ein Vorhaben im Sinne des EABG entgegen 

einer klaren Anordnung der Genehmigungsfreiheit dennoch eine Genehmigung zu beantragen. Da 

die Genehmigungsfreiheit im Besonderen auch dazu dienen soll, die Behörde nicht mit Verfahren für 

Kleinanlagen zu belasten, sollte dieses Antragsrecht ersatzlos entfallen. 

 

Zu § 14 (Genehmigungs- und anzeigefreie Vorhaben der Energiewende): 

 

Im Sinne einer Klarheit und Angleichung der verwendeten Begrifflichkeiten an die GewO 1994 wird 

angeregt, in Abs. 1 Z 3 die Wendung „gewerberechtliche Befugnis“ durch die Wendung „Gewerbebe-

rechtigung“ zu ersetzen. 

 

Auch die Bestimmung des Abs. 2 sollte überdacht werden, zumal hiebei eine Anzeigepflicht völlig 

losgelöst von Vorhaben der Energiewende statuiert wird und dies oftmals erst zu einem Zeitpunkt 
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erkannt werden wird, zu dem das Vorhaben bereits umgesetzt wurde und somit wohl eine zwangs-

weise Außerbetriebnahme erfordern dürfte. 

 

Zu § 15 (Anlaufstelle): 

 

Abs 1: 

 

Nach dieser Bestimmung hat die bei den zuständigen Behörden einzurichtende Anlaufstelle „alle 

dazu [wohl zur Führung des Verfahrens, Anm.] erforderlichen Unterlagen und Informationen zur 

Verfügung” zu stellen. Es handelt sich bei diesen Informationen (und im Entwurf abweichend zur 

Richtlinie auch “Unterlagen”) wohl um Informationen nach Art 16 Abs 3 der Richtlinie (EU) 

2018/2001, also im Wesentlichen um das Verfahrenshandbuch sowie die Information zur zuständi-

gen Anlaufstelle. Es ist wohl nicht beabsichtigt, dass die Anlaufstelle auch von Seiten der Projekt-

werber*innen beizubringende Informationen und Unterlagen, etwa projektspezifischer Natur, zur 

Verfügung zu stellen hat. Der Umfang dieser Verpflichtung erscheint sohin präzisierungsbedürftig. 

 

Zu § 16 (Einleitung des Verfahrens): 

 

Abs. 2: 

 

Gemäß dem Entwurf ist die Vollständigkeit der Genehmigungsanträge samt Unterlagen für alle An-

lagenarten binnen 30 Tagen zu prüfen, unabhängig davon, ob sie in einen Beschleunigungsgebiet 

errichtet werden sollen oder nicht. Gemäß der Richtline sind für Vorhaben außerhalb von Beschleu-

nigungsgebieten 45 Tage für diese Prüfung vorgesehen. Unter Berücksichtigung dessen, dass nach 

dem vorliegenden Entwurf des EAGB ein konzentriertes Verfahren durchzuführen ist und es sich 

zum überwiegenden Teil um sehr große Anlagen handelt, erscheint die Frist sehr kurz bemessen, um 

die Vollständigkeit von allen mitwirkenden Behörden und Sachverständigen der verschiedenen 

Fachrichtungen prüfen lassen zu können. Es sollte die Frist daher im Sinne der Vorgaben der RED III 

umgesetzt werden und auf 45 Tage ausgedehnt werden. 

 

Die Pflicht zur Bestätigung der Vollständigkeit der Unterlagen stellt einen völlig unnötigen zusätzli-

chen Verwaltungsaufwand dar, zumal der*die Projektwerber*in nach Ablauf der gesetzlich festge-

legten Frist von der Vollständigkeit ausgehen darf. 

 

Zu § 17 (Auflage): 

 

Es sollte klargestellt werden, dass die Kundmachung erst zu erfolgen hat, nachdem einem Verbesse-

rungsauftrag gemäß § 16 Abs. 2 entsprochen wurde, da erst ab diesem Zeitpunkt mit der Auflage be-

gonnen werden kann, die Auflagefrist aber bereits in der Kundmachung zu nennen ist. 

 

Zu § 19 (Sachverständigengutachten): 

 

Eine Erweiterung der Ablehnungsrechte von nichtamtlichen Sachverständigen durch Parteien ohne 

entsprechende Begrenzung führt in der Praxis zu zusätzlichen Streitpunkten und verlängert die Ver-

fahrensdauer. Aus Gründen der Rechtssicherheit und der Effizienz im Verfahren sollte daher entwe-

der ein ausgewogenes Recht zur Ablehnung für alle Verfahrensbeteiligten vorgesehen oder auf zu-
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sätzliche Einspruchsmöglichkeiten verzichtet und die Verantwortung der Behörde auf die sorgfältige 

Prüfung und Bestätigung der Unbefangenheit beschränkt werden. 

 

Zu § 24 (Genehmigungsvoraussetzungen): 

 

Abs. 2: 

 

Gemäß dem Entwurf ist bei einer Interessenabwägung von einem „überragenden öffentlichen Inte-

resse“ an einem Vorhaben der Energiewende auszugehen, da diese einen maßgeblichen Beitrag zur 

öffentlichen Gesundheit und Sicherheit leisten. Dieser Absatz wird nahezu wortgleich aus der RED III 

übernommen. In den Erläuterungen gibt es keine Anhaltspunkte dazu, was unter einem „überragen-

den öffentlichen Interesse“ zu verstehen ist. Daher ist für die Auslegung dieses Begriffes die RED III 

heranzuziehen. Gemäß Erwägungsgrund 44 der RED III liegt kein überragendes öffentliches Interes-

se vor, wenn es eindeutige Belege dafür gibt, dass diese Projekte erhebliche nachteilige Auswirkun-

gen auf die Umwelt haben, die nicht abgemildert oder ausgeglichen werden können. Damit das 

„überragende öffentliche Interesse“ einheitlich ausgelegt wird, sollte der Inhalt von Erwägungsgrund 

44 in Abs. 2 verankert werden. 

 

Zu § 25 (Erteilung der Genehmigung): 

 

In Abs. 4 sollte geprüft werden, ob die vorgesehene Frist von fünf Jahren auch für komplexe Vorha-

ben der Energiewende ausreichend sein kann. 

 

Zu § 25 (Erteilung der Genehmigung): 

 

Abs. 7: 

 

Die Regelung, welcher Behörde die Fertigstellung des Vorhabens anzuzeigen ist, sollte im Hinblick 

auf den frühen Zeitpunkt des Zuständigkeitsübergangs deutlicher geregelt werden. Fraglich ist zu-

dem, welcher Behörde die Fertigstellung des Vorhabens anzuzeigen ist. Da von „der Behörde“ in 

Einzahl gesprochen wird, ist vermutlich die Behörde gemäß § 6 gemeint. Sollte dies der Fall sein, so 

ist darauf hinzuweisen, dass diese Behörde zum Zeitpunkt der Fertigstellung (abgesehen von elektri-

schen Leitungsanlagen) im Hinblick auf die Bestimmung des § 31 für das Vorhaben nicht mehr zu-

ständig ist. Sollte die Anzeige der Fertigstellung an die dann unzuständige Behörde vorgesehen sein, 

wären die zu diesem Zeitpunkt bereits zuständigen mitwirkenden Behörden ebenfalls über die Fer-

tigstellung zu informieren, zumal nicht sämtliche mitanzuwendenden Verwaltungsvorschriften eine 

Fertigstellungsanzeige vorsehen (wie etwa die GewO 1994, die eine solche nicht kennt). 

 

Abs. 8: 

 

Auch hier sollte klarer angeordnet werden, an wen die Verständigung des Wechsels des*der Inha-

ber*in anzuzeigen ist, bzw. wie sichergestellt wird, dass sämtliche mitwirkenden Behörden von die-

sem Wechsel rechtzeitig erfahren. 

 

Fraglich ist, welche rechtliche Konsequenz es hat, wenn der*die Rechtsnachfolger*in die Behörde 

nicht vom Wechsel „unverzüglich“ oder etwa auch gar nicht verständigt. Wenn mit der Behörde jene 
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gemäß § 6 gemeint sein soll, so stellt sich die Frage, wie die zu diesem Zeitpunkt bereits zuständigen 

mitwirkenden Behörden vom Wechsel des*der Bewilligungsinhaber*in erfahren sollen. 

 

Vorbemerkung zu §§ 26, 27 und 28 (Verfahren): 

 

In allen Verfahrensarten sollte explizit klargestellt werden, dass die Entscheidungsfristen erst ab 

Vorlage sämtlicher Unterlagen zu laufen beginnen und nicht schon ein völlig mangelhafter For-

malantrag, der umfassende Verbesserungen erfordert, die Bescheiderlassungsfrist auslösen kann. 

 

Zu § 26 (Ordentliches Verfahren): 

 

Im Hinblick auf die sehr unterschiedlich ausgestalteten Parteien-, Nachbar*innen- und Anrai-

ner*innenrechte in den verschiedenen mitanzuwendenden Bundes- und Landesgesetzen wird da-

rauf hingewiesen, dass der erforderliche Aushang (Kundmachung) auf diese Rechte Bezug zu neh-

men hat, um die Präklusion wirksam eintreten lassen zu können. Eine solche Kundmachung kann 

dadurch sehr kompliziert und somit auch aus der Sicht der Betroffenen kaum mehr verständlich sein. 

 

Zu § 27 (Vereinfachtes Verfahren): 

 

Auf Grundlage der Aarhus-Konvention ist in umweltrelevanten behördlichen Verfahren eine Öffent-

lichkeitsbeteiligung vorgesehen. Gemäß § 27 Abs. 4 haben im vereinfachten Verfahren, in dem auch 

naturschutzrechtliche Bestimmungen mitkonzentriert werden, nur der*die Projektwerber*in und das 

Arbeitsinspektorat Parteistellung. Auch in § 27 Abs. 2 (Nachbar*innen, Wassernutzungsinha-

ber*innen und die Umweltanwält*innen können einwenden, dass die Voraussetzungen für ein ver-

einfachtes Verfahren nicht vorliegen) sind anerkannte Umweltorganisationen nicht enthalten. Es 

wird daher angeregt, den Entwurf dahingehend zu überprüfen, ob damit den Vorgaben der Aarhus 

Konvention entsprochen wird. 

 

Zu § 29 (Probebetrieb, Versuchs- und Notbetrieb): 

 

Es erscheint zweckmäßiger, die Dauer der Befristung des Probebetriebs erst mit Erteilung der Be-

triebsgenehmigung und nicht bereits mit der Vorschreibung einer gesonderten Betriebsgenehmi-

gung festzulegen. 

 

Zu § 30 (Einstweilige Zwangs- und Sicherheitsmaßnahmen): 

 

Die Zuständigkeit zur Setzung von Zwangs- und Sicherheitsmaßnahmen sollte dort angesiedelt wer-

den, wo auch die Kontrollbefugnis besteht und damit die unmittelbare Kenntnis der örtlichen Situa-

tion und des Missstandes vorliegt. Weiters sollten die hier verwendeten Begrifflichkeiten an die des 

sonstigen Entwurfs angepasst werden (z.B. Vorhaben statt Anlagen oder Betrieb). 

 

Gemäß Abs. 1 ist bei Betrieb einer Anlage der Energiewende ohne Bewilligung ein Verwaltungsstraf-

verfahren einzuleiten. Im Entwurf sind jedoch keine Verwaltungsstrafbestimmungen enthalten. Es ist 

daher unklar, welche Bestimmungen anzuwenden sind. 
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Zu § 31 (Zuständigkeitsübergang): 

 

Abs. 1: 

 

Die Behörde gemäß § 6 hat die mitwirkenden Behörden über die Erlassung des rechtskräftigen Be-

scheides und den damit eintretenden Zuständigkeitsübergang zu informieren. Da die mitwirkenden 

Behörden den Bescheid zu überwachen und zu vollstrecken haben, erscheint es notwendig, dass 

auch der Bescheid selbst und die einen Bescheidbestandteil bildenden Unterlagen übermittelt wer-

den. 

 

Abs. 4: 

 

Die Formulierung des letzten Halbsatzes erscheint verbesserungsbedürftig und entspricht nicht den 

Präklusionsregelungen des § 17 Abs. 1. Richtigerweise sollten nur Parteien erfasst sein, deren Partei-

stellung im Verfahren nach § 13 aufrecht geblieben ist. 

 

Zu § 32 (Rechtsmittelverfahren; Fortbetriebsrecht): 

 

Abs. 1: 

 

Nach dieser Vorschrift sind Einwendungen zurückzuweisen, wenn diese „unredlich“ sind. Der Begriff 

der Unredlichkeit setzt eine antizipatorische Beweiswürdigung voraus und ist für nicht objektiv nach-

vollziehbare Wertungen offen. Gegen die Verwendung dieses Begriffes bestehen rechtsstaatliche 

Bedenken. 

 

Abs. 5: 

 

Nach dieser Vorschrift dürfen Vorhaben der Energiewende vor Eintritt der Rechtskraft des Geneh-

migungsbescheides errichtet und betrieben werden, wenn die entsprechenden Auflagen eingehal-

ten werden. Diese Bestimmung ist aus Sicht des Naturschutzes kritisch zu sehen, weil Eingriffe in die 

Natur nicht rückgängig gemacht werden können. Vor allem vor dem Gesichtspunkt, dass Aus-

gleichszahlungen ermöglicht werden, sollte eine rechtskräftige Bewilligung für den Beginn der Bau-

arbeiten vorliegen. Dies sollte in § 32 Abs. 5 ergänzt werden. 

 

Zu § 33 (Abweichungen von der Genehmigung): 

 

Diese dem § 79c GewO 1994 nachgebildete Bestimmung regelt zwar die nachträgliche Überprüfbar-

keit von Auflagen und Vorschreibungen, jedoch ist umgekehrt – wie in § 79 GewO 1994 normiert - 

keine Möglichkeit vorgesehen, unzureichende Vorschreibungen von Amts wegen nachzubessern. 

Dies ist als ein Inkaufnehmen von unbilligen Vorteilen der Vorhabensinhabenden anzusehen und 

könnte zu einer übertriebenen Vorsicht und einem unnötigen (kostspieligen) „Sicherheitspolster“ bei 

der Auswahl der Vorschreibungen führen. 

 

Zu §§ 34 ff (Integrierter österreichischer Netzinfrastrukturplan): 

 

Die Netzentwicklungspläne werden künftig im EABG geregelt. Grundsätzlich sollten die Bundeslän-

der bei der Ausarbeitung bzw. Überarbeitung der Netzentwicklungspläne von Beginn an einbezogen 
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werden. Dies muss gesetzlich klargestellt sein. Das Recht zur Abgabe einer Stellungnahme zu einem 

fertigen Entwurf reicht nicht aus. Die schweren wirtschaftlichen Auswirkungen von ungebremst 

steigenden Netzgebühren erfordern eine frühzeitige Einbeziehung der Bundesländer. Dies ist auch 

wichtig, da in weiterer Folge diese Pläne die geplanten Trassenfreihaltungsverordnungen wesentlich 

mitprägen werden und dies massiv in die Raumordnungskompetenz der Länder eingreift. 

 

§ 34 Abs 2 Z 5 (Planungsgrundsätze des NIP): 

 

Diese Bestimmung sowie deren Formulierung sollte hinsichtlich eines möglichen inneren Wider-

spruchs geprüft werden. Einerseits soll der*die Netzbetreiber*in bedarfsgerechte und vorausschau-

ende Dimensionierungen anstreben, andererseits soll er*sie gleichzeitig überdimensionierte Kapazi-

täten vermeiden. 

 

Eine zielgerichtete, zukunftsorientierte Planung, die auch zukünftige Bedarfe mitberücksichtigt, 

muss freie Kapazitäten vorsehen. Gerade bei Energieinfrastrukturen ist eine zukunftsorientierte Re-

serve bzw. „Überdimensionierung“ unbedingt erforderlich. Andernfalls riskiert der*die Netzbetrei-

ber*in, dass die Infrastruktur bereits beim Inbetriebnahmezeitpunkt nicht mehr ausreicht, um die 

dann erforderlichen Bedarfe zu decken. Dies ist nicht nur den stetig steigenden Energiebedarfen 

geschuldet, sondern auch der langen Planungs - und Umsetzungsdauer derartiger komplexer Pro-

jekte. Im Worst-Case-Szenario müsste der*die Netzbetreiber*in unmittelbar erneut investieren und - 

sofern möglich - die betroffenen Anlagen nachrüsten oder neue Energieinfrastrukturen errichten. 

Ein solches Vorgehen ist weder aus wirtschaftlicher noch technischer Sicht sinnvoll. Die Bestimmung 

sollte dahingehend evaluiert werden. 

 

Bestehende kommunale Wärme- und Kältepläne sind bei Überarbeitungen des Netzinfrastruktur-

plans zu berücksichtigen; dies sollte legistisch klargestellt werden. 

 

Zu den §§ 46 ff (Landestrassenfreihaltungsverordnungen): 

 

Wie eingangs bereits erwähnt wird an dieser Stelle nochmals festgehalten, dass Art. 15e RED III, der 

laut den Erläuterungen, S. 3 mit dem EABG umgesetzt werden soll, als Kann-Bestimmung formuliert 

ist. In diesem Sinne ist nicht nachvollziehbar, weshalb: 

 

1. in § 46 den Ländern eine Verpflichtung zur Erlassung von Ausführungsgesetzen auferlegt 

wird (arg. „Die Ausführungsgesetze haben vorzusehen […]“). Insbesondere im Fall Wiens 

führt dies zu unverhältnismäßigem Aufwand, da aufgrund der Besonderheiten als Großstadt 

die Ausweisung der Trassen aller Voraussicht nach nicht in dem Umfang erforderlich sein 

wird, wie dies in den §§ 46ff angelegt ist. Es wäre im Gesetzestext klarzustellen, ob die Wen-

dung „notwendige Trassenfreihaltungsverordnungen“ auch die Möglichkeit vorsieht, keine 

entsprechende Verordnung zu erlassen, sofern eine Prüfung ergibt, dass keine zusätzlichen 

Trassenkorridore erforderlich sind. 

2. in den Erläuterungen auf S. 23 ausgeführt wird: „Diese grundsatzgesetzlichen Bestimmun-

gen dienen vornehmlich der einheitlichen Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/2001, wobei 

die endgültige Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 in weiterer Folge erst durch die 

Ausführungsgesetze geschieht.“ Da es sich, wie erwähnt um eine Kann-Bestimmung handelt, 

wäre eine flexiblere Ausgestaltung jedenfalls möglich, die es erlaubt, bei Erlassung der Tras-

senfreihaltungsverordnungen auf Bundesländerspezifika einzugehen. 
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Wie eingangs festgehalten ist für den Landesbereich Wien unklar, inwieweit die Ausführungsgesetz-

gebung überhaupt ausgeführt werden kann. Sollte dies nicht der Fall sein, kann auch die Trassen-

freihaltungsverordnung nicht ausgeführt werden. 

 

Zu § 52 i.V.m. Anhang 3 (Festlegung der Erzeugungsrichtwerte): 

 

Abs. 1: 

 

Es ist unklar, ob es sich bei § 52 um eine zulässige Bindung der Länder handelt. Es ist darüber hinaus 

unklar, ob damit überhaupt das Ziel einer Verpflichtung der Landesregierungen erreicht wird. Der 

Entwurf bleibt bei den Erzeugungsrichtwerten für die Bundesländer unverbindlich. Die im Entwurf 

vorgesehenen Ziele für die Bundesländer haben keine Verbindlichkeit und die Zielverfehlung ist an 

keine Konsequenzen geknüpft. Die Richtwerte sind Minimalwerte pro Technologie und sie sind teil-

weise so niedrig, dass sie bereits erreicht oder fast erreicht zu sein scheinen. Sofern die Bestimmung 

daher als Verpflichtung angedacht ist, wie dies aus der Formulierung hervorgeht, wäre zu prüfen, ob 

dies einfachgesetzlich überhaupt möglich ist. 

 

Sofern das wesentliche Ziel der Bestimmung jedoch nur ein Monitoring des Ausbaus im Rahmen der 

Erzeugungsrichtwerte ist, müsste die Bestimmung angepasst werden. Wenn bloße Richtwerte ange-

dacht sind, darf auf die Systematik des Bundes-Energieeffizienzgesetzes (EEffG) verwiesen werden. 

 

Die nähere Festlegung durch Verordnung des Bundesministers in Abs. 3 ist zudem bedenklich hin-

sichtlich einer unzulässigen formalgesetzlichen Delegation. Es sollten die wesentlichen Mindestinhal-

te der Endberichte jedenfalls gesetzlich vordeterminiert werden. Ansonsten ist völlig unklar, was auf 

Verordnungsebene geregelt werden soll und woran sich die Länder orientieren sollten. 

 

Der Entwurf entzieht mit der Kompetenzdeckungsklausel den Ländern Kompetenzen und verpflich-

tet sie einfachgesetzlich zur Einhaltung bestimmter Richtwerte, ohne die konkreten Maßnahmen, die 

den Ländern zur Verfügung stehen sollten, zu nennen. Der vorgeschlagenen Eingriffssystematik 

kann nicht zugestimmt werden. 

 

Durch die zunehmende und beabsichtigte Elektrifizierung steigt der Strombedarf massiv. Das Ziel 

des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes von 27 TWh wäre in diesem Zusammenhang auf Konsistenz zu 

prüfen. 

 

Abs. 2: 

 

Unklar sind die Abgrenzungen zwischen Endbericht, Fortschrittsbericht und Zukunftsplanung (Soll 

die Planung etwas anderes sein als ein bloßer Bericht?). Unter Beachtung der verfassungsrechtlichen 

Vorgaben zu Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sollten die Berichtspflichten unter 

Nutzung von Synergien und Beachtung der Governance-Verordnung reduziert werden. Der Inhalt 

der Erläuterungen sollte normativen Charakter erhalten, d.h. in den Entwurf übernommen werden. 

 

Zu § 55 (Energiewendebeteiligung): 

 

Die vorgesehene Berücksichtigung von Energiewendebeteiligungen im aktuellen Gesetzesentwurf 

scheint ein probates Mittel zu sein, um die Rechtssicherheit für Projektwerber*innen zu gewährleis-
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ten und andererseits den Gemeinden eine transparente Möglichkeit zur aktiven Beteiligung an der 

Energiewende zu eröffnen. Um jedoch eine unverhältnismäßige finanzielle Belastung von Projekt-

werber*innen zu vermeiden, sollte hier ergänzend ausdrücklich klargestellt werden, dass eine Mehr-

fachabschöpfung unzulässig ist. Dies gilt insbesondere in Fällen, in denen bereits Ausgleichszahlun-

gen oder vergleichbare Leistungen erbracht wurden. 

 

Zu § 58 (Inkrafttreten): 

 

Unbeschadet der eingangs erwähnten allgemeinen Problematik betreffend eine verpflichtende Aus-

führungsgesetzgebung wird festgehalten, dass die vorgeschlagene Inkrafttretensbestimmung ledig-

lich die Mindestfrist vorsieht (s. Art. 15 Abs. 6 B-VG). Die Fristen wären aber jeweils auf die Komplexi-

tät der Regelungen und den Umfang abzustellen, weshalb standardisierte Mindestfristen nicht be-

fürwortet werden können. Weiter kann nicht befürwortet werden, dass Ausführungsgesetze als Be-

standteil einer Umsetzungsverpflichtung von EU-Richtlinien gesehen werden, weil die Länder erst 

nach Kundmachung der Grundgesetze handeln können und somit automatisch im Fristenverzug sein 

könnten. 

 

In verfassungsrechtlicher Hinsicht ist Folgendes festzuhalten: 

 

§ 58 ist als „Verfassungsbestimmung“ bezeichnet und regelt in Abs. 1 das Inkrafttreten des gesamten 

Gesetzes. Das Inkrafttreten von Verfassungsbestimmungen in einfachen Gesetzen ist auf Verfas-

sungsstufe zu erlassen und die entsprechenden Normen sind auch als „Verfassungsbestimmung“ zu 

bezeichnen. Im vorliegenden Gesetzesentwurf sind - abgesehen von § 58 selbst - lediglich die §§ 1, 6 

und 56 als Verfassungsbestimmung konzipiert. Demnach ist auch nur deren Inkrafttreten auf Verfas-

sungsstufe zu regeln. 

 

Der Entwurf enthält Grundsatzbestimmungen in § 10 Abs. 9 und §§ 46 bis 51. Gemäß § 58 Abs. 1 ers-

ter Satz treten (unter anderem) die Grundsatzbestimmungen der §§ 46 bis 51 mit dem der Kundma-

chung folgenden Tag in Kraft. § 10 Abs. 9 wird in diesem Zusammenhang nicht genannt und auch die 

„Auffangregelung“, wonach „[d]ie übrigen Bestimmungen unmittelbar anwendbaren Bundesrechts 

dieses Bundesgesetzes mit 1.7.2026 in Kraft [treten]“ ist nicht auf § 10 Abs. 9 des Entwurfs anwend-

bar, weil es sich bei § 10 Abs. 9 (Grundsatzbestimmung) nicht um unmittelbar anwendbares Bundes-

recht handelt. 

 

§ 58 Abs. 2 bestimmt, dass die Ausführungsgesetze der Länder binnen sechs Monaten nach dem der 

Kundmachung folgenden Tag zu erlassen sind. Sollte für § 10 Abs. 9 ein von den §§ 46 bis 51 abwei-

chender Inkrafttretenszeitpunkt gewollt sein, wäre auf die Frist zur Erlassung der Ausführungsgeset-

ze gemäß Art. 15 Abs. 6 B-VG und die allenfalls erforderliche Zustimmung des Bundesrates Bedacht 

zu nehmen. 

 

Zu § 59 (Übergangsbestimmungen): 

 

Die Bestimmungen sind unter Einbeziehung des großen Abstimmungsbedarfes und der dafür übli-

cherweise zu veranschlagenden Zeiträume unrealistisch. Verfassungswidrige Rückwirkungen sind je-

denfalls zu vermeiden. Ab Kundmachung im Bundesgesetzblatt erscheint eine Übergangsfrist von 

mindestens 12 Monaten notwendig. Die Festlegung eines konkreten Datums sollte vermieden wer-

den. Die Einhaltung des Datums 1. Juli 2026 scheint schon zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich. 
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Zu Anhang 1: 

 

Allgemein: 

 

Angesichts der ambitionierten Ziele zum Ausbau der PV-Leistung im Wiener Stadtgebiet wird ange-

merkt, dass insbesondere die Bestimmungen zu Photovoltaikanlagen einen wichtigen Beitrag zur 

Zielerreichung leisten würden. Auch im Sinne der Deregulierung und Förderung von Erneuerbarer 

Energie wären die in Anhang 1 angeführten Maßnahmen grundsätzlich sinnvoll. Es darf jedoch zu 

den einzelnen Ziffern Verbesserungspotenzial aufgezeigt werden. 

 

Wärmepumpen und Photovoltaik im innerstädtischen Bereich: 

 

Es muss sichergestellt sein, dass Bewilligungs- und Anzeigefreiheit nicht dazu führen, dass essenziel-

le Bestimmungen, die aufgrund von Brandschutz, Stadtbild oder Blendwirkung derzeit in Wien vor-

gesehen sind, ausgehebelt werden, wie dies etwa durch die Freistellung von Wärmepumpen und PV-

Anlagen in den Z 7 bis 15 angedacht ist. Angesichts des Status als UNESCO-Weltkulturerbe der inne-

ren Stadt und des Schlosses Schönbrunn in Wien wäre es kritisch zu sehen, dass bei Wärmepumpen 

der Schutz des örtlichen Stadtbildschutz mangels Genehmigungs- bzw. Anzeigeverfahrens in solch 

sensiblen Bereichen nicht mehr wahrgenommen werden kann. Flankierende Maßnahmen im Sinne 

des Brandschutzes und in Hinblick auf Blendeffekte sind insbesondere für Wien als Großstadt nicht 

zu vernachlässigen. 

 

Freiflächen-Photovoltaik: 

 

In Anhang 1 ist vorgesehen, dass bestimmte Erneuerbare-Energie-Anlagen zur Gänze von einer Be-

willigungspflicht ausgenommen, wie etwa: 

 

− Freiflächen-Solarenergieanlagen mit einer Fläche von höchstens 5000 m² außerhalb von 

schutzwürdigen Gebieten der Kategorien A bis c des Anhangs 2 des UVP-G 2000 

− Freiflächen-Solarenergieanlagen im Grünland mit einer Fläche von höchstens 1500 m² außer-

halb von schutzwürdigen Gebieten der Kategorien A bis C des Anhangs 2 des UVP-G 2000  

− Agri-Solarenergieanlagen auf einer landwirtschaftlich genutzten Fläche mit einer Fläche von 

höchstens 5000 m² außerhalb von schutzwürdigen Gebieten der Kategorien A bis C des An-

hangs 2 des UVP-G 2000 

 

Es ist darauf hinzuweisen, dass geschützte und streng geschützte Tier- und Pflanzenarten auch au-

ßerhalb von schutzwürdigen Gebieten der Kategorien A bis C des Anhangs 2 des UVP-G 2000 vor-

kommen. Durch diese Ausnahme von einer Bewilligungspflicht werden erneut mögliche Beeinträch-

tigung streng geschützter und geschützter Tier- und Pflanzenarten in Kauf genommen. 

 

Zu Anhang 1 Z 7 Spalte drei: 

 

Da sich Sicherheitszonen nach dem Luftfahrtgesetz (LFG) in Österreich auch auf Industriegebiete 

und auch auf stark bebaute Flächen beziehen, sollten PV-Anlagen auch dann bewilligungsfrei blei-

ben, wenn die in § 94 Abs. 4 LFG genannte Größenschwelle von 100m² eingehalten wird. Widrigen-

falls könnte mit einer deutlichen Erhöhung der Genehmigungsverfahren (auch für Kleinanlagen) zu 

rechnen sein. 
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Redaktionelle Anmerkungen 

 

Bei der (Negativ-)Vermutung in § 10 Abs. 7 bezüglich Leitungsteilen außerhalb von Schutzgebieten 

der Kategorie A bis C liegt wohl ein redaktionelles Versehen („außerhalb“ statt „innerhalb“) vor. 

 

In den §§ 27 Abs. 1 und 28 Abs. 1 dürfte statt „Unterlagen gemäß § 17 Abs. 1“ vermutlich „Unterlagen 

gemäß § 16 Abs. 1“ gemeint sein. 

 

Bloß der Vollständigkeit halber wird abschließend auf einige redaktionelle Versehen in den Erläute-

rungen hingewiesen: 

 

Seite 3, Abs 2: “Betriebsanalge”  

Seite 5, Abs 2: “Zuständgikeiten”  

Seite 14, Abs 2: “drittter”  

Seite 22, vorletzter Abs: “bestimmtbar”  

Seite 23, Abs 4: “Alfällig“ 

 

IV. Artikel 2 - Änderungen des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes 

 

Zu § 1 (Kompetenzgrundlage und Vollziehung): 

 

Im Hinblick auf die Reformpartnerschaft des Bundes und der Länder wird auf die Anmerkungen zur 

§ 1 Abs. 1 des Entwurfs zum EABG oben verwiesen. Es ergeht die Aufforderung, die gesamthafte, 

ordnungsgemäße und lückenlose Umsetzung der RED III Bundeszuständigkeitsbereich über das 

EABG und das EAG sicherzustellen. Falls gesamtstaatliche Aspekte dies bedingen, wären auch die 

Bereiche wie Wärme und Kälte insbesondere über das EAG abzudecken. 

 

 

 Für den Landesamtsdirektor 

 

 (elektronisch gefertigt) 

 

 Mag.a Birgit Eisler 

 Senatsrätin 

 

Ergeht an: 

1. Präsidium des Nationalrates 

2. alle Ämter der Landesregierungen 

3. Verbindungsstelle der Bundesländer 

4. MA 64 (zur Zl. MA 64-1215515-2025) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

5. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der 

Stadt Wien-Website 

 

##signaturplatzhalter## 
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